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#ST# Bundesfoeschluss
über

eine Revision der Wirtschaftsartikel der Bundesverfassung.

(Vom 4. April 1946.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaf t ,

in Anwendung der Art. 85, Ziti, 14, 118 und 121, Abs. l, der Bundes-
verfassung,

nach Einsicht einer Botschaft des.Bundesrates vom 10. September 1937
und einer Ergänzungsbotschaft vom 3. August 1945,

beschliesst:

Art. 1.

1. Die Art. 81, 82 und 34ter der Bundesverfassung werden aufgehoben
und durch folgende Bestimmungen ersetzt:

Art. 31.
1 Die Handels- und Gewerbefreiheit ist im ganzen Umfange der Eid-

genossenschaft gewährleistet, soweit sie nicht durch die Bundesverfassung und
die auf ihr beruhende Gesetzgebung eingeschränkt ist.

z Kantonale Bestimmungen über die Ausübung von Handel und Gewerben
und deren Besteuerung bleiben vorbehalten; sie dürfen jedoch, soweit di&
Bundesverfassung nichts anderes vorsieht, den Grundsatz der Handels- und
Gewerbefreiheit nicht beeinträchtigen. Vorbehalten bleiben auch die kantonalen
Eegalrechte.

Art. 31Ms.
1 Der Bund trifft im Rahmen seiner verfassungsmäßigen Befugnisse

die zur Mehrung der Wohlfahrt des Volkes und zur wirtschaftlichen Sicherung
der Bürger geeigneten Massnahmen.
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2 Unter Wahrung der allgemeinen Interessen der schweizerischen Gesamt-
Wirtschaft kann der Bund Vorschriften erlassen über die Ausübung von Handel
und Gewerben und Massnahmen treffen zur Förderung einzelner Wirtschafts-
zweige oder Berufe. Er ist da.bei, unter Vorbehalt von Abs.3, an den Grundsatz
der Handels- und Gewerbefreiheit gebunden.

3 Wenn das Gesamtinteresse es rechtfertigt, ist der Bund befugt, nötigen-
falls in Abweichung von der Handels- und Gewerbefreiheit, Vorschriften zu
erlassen :

a. zur Erhaltung wichtiger, in ihren Existenzgrundlagen gefährdeter Wirt-
schaftszweige oder Berufe sowie zur Förderung der beruflichen Leistungs-
fähigkeit der Selbständigerwerbenden in solchen Wirtschaftszweigen
oder Berufen;

fc. zur Erhaltung eines gesunden Bauernstandes und einer leistungsfähigen
Landwirtschaft, sowie zur Festigung des bäuerlichen Grundbesitzes;

c. zum Schutze wirtschaftlich bedrohter Landesteile;
d. gegen volkswirtschaftlich odor sozial schädliche Auswirkungen von Kar-

tellen und ähnlichen Organisationen;
e. über vorsorgliche Massnahmen für Kriegszeiten.

4 Bestimmungen gemäss lit. a und o sind nur zu erlassen, wenn die zu
schützenden Wirtschaftszweige oder Berufe diejenigen SelbEtbilfemassnahmen
getroffen haben, die ihnen billigerweise zugemutet werden können,

5 Der Bund gewährleistet bei der Gesetzgebung auf Grund von Abs. 8,
ht. a und b, die Entwicklung der auf gegenseitiger Hilfe beruhenden Organi-
sationen der Wirtschaft.

Art. 31*er.
1 Die Kantone sind befugt, auf dem Wege der Gesetzgebung die Führung

von Betrieben des Gastwirtscbaftsgewerbes von der persönlichen Befähigung
und die Zahl gleichartiger Betriebe vom Bedürfnis abhängig zu machen, sofern
dieses Gewerbe durch übermässige Konkurrenz in seiner Existenz bedroht ist.
Dabei ist der Bedeutung der verschiedenen Arten von Wirtschaften für das
Gemeinwohl angemessen Eechnung zu tragen.

3 Ausserdem kann der Bund die Kantone im Eahmen seiner eigenen
Gesetzgebungsbefugnisse ermächtigen, Vorschriften zu erlassen auf Gebieten,
die keiner allgemeinen Eegelung durch den Bund bedürfen und für welche
die Kantone nicht kraft eigenen Eechts zuständig sind.

Art. ouater.
1 Der Bund ist befugt, über das Bankwesen Bestimmungen auf austeilen.
2 Diese Bestimmungen haben der besondern Aufgabe und Stellung der

Kantonalbanken Eechnung zu tragen.
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Art, 31quinquies.

Der Bund trifft in Verbindung mit den Kantonen und der privaten Wirt*
schaft Massnahmen zur Verhütung von Wirtschaftskrisen und nötigenfalls
zur Bekämpfung eingetretener Arbeitslosigkeit. Er erlässt Vorschriften über
die Arbeitsbeschaffung.

Art, 82.
1 Die in Art. 31bis 31ter, Abs. 2, Sinter und 31quinquies genannten Be-

stimmungen dürfen nur durch Bundesgesetze oder Bundesbeschlüsse eingeführt
werden, für welche die Volksabstimmung verlangt werden kann. Für Fälle
dringlicher Art in Zeiten wirtschaftlicher Störungen bleibt Art. 89, Abs. 3,
vorbehalten.

2 Die Kantone sind vor Erlass der Ausfuhrungsgesetze anzuhören.
Ihnen ist in der Regel der Vollzug der Bundesvorschriften zu übertragen.

3 Die zuständigen Organisationen der Wirtschaft sind vor Erlass der
Ausführungsgesetze anzuhören und können beim Vollzug der Ausführungs-
vorschriften zur Mitwirkung herangezogen werden.

Art. 34ter.
1 Der Bund ist befugt, Vorschriften aufzustellen:

a. über den Schutz der Arbeitnehmer;
b. über das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, ins-

besondere über die gemeinsame Regelung betrieblicher und beruflicher
Angelegenheiten ;

c. über die Allgemeinverbindlicherklärung von Gesamtarbeitsverträgen und
von andern gemeinsamen Vorkehren von Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
verbänden zur Förderung des Arbeitsfriedens;

d. über den angemessenen Ersatz des Lohn- und Verdienstausfalles infolge
Militärdienstes ;

e.. über die Arbeitsvermittlung;
/. über die Arbeitslosenversicherung und die Arbeitslosenfürsorge;
g. über die berufliche Ausbildung in Industrie, Gewerbe, Handel, Land-
" Wirtschaft und Hausdienst.

2 Die Allgemeinverbindlicherklärung gemäss lit. o ist nur für Sach-
gebiete, welche das Arbeitsverhältnis betreffen und nur dann zulässig, wenn
die Begelung begründeten Minderheitsinteressen und regionalen Verschieden-
heiten angemessen Rechnung trägt und die Rechtsgleichheit sowie die Verbands-
freiheit nicht beeinträchtigt.

0 Die Durchführung der Arbeitslosenversicherung ist Sache öffentlicher
und privater, sowohl paritätischer als einseitiger Kassen. Die Befugnis zur
Errichtung öffentlicher Arbeitslosenversicherungskassen sowie zur Einführung
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eines allgemeinen Obligatoriums der Arbeitslosenversicherung bleibt den Kan-
tonen vorbehalten.

4 Die Vorschriften von Art. 82 finden entsprechende Anwendung.

2. In Art. 82quater, Abs. 2, der Bundesverfassung wird der Ausdruck
«.. innerhalb der Grenzen von Art. 81, lit. e...» ersetzt durch « . . innerhalb
der Grenzen von Art. 81, Abs. 2...».

3. Art. 6 der Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung wird auf-
gehoben.

Art. 2.
1 Dieser Beschluss wird der Abstimmung des Volkes und der Stände

unterbreitet.
2 Der Bundesrat ist mit dem Vollzug beauftragt.

Also beschlossen vom Nationalrat,

Bern, den 4. April 1946.

Der Präsident: Grimm.
Der Protokollführer: Leimgruber.

Also beschlossen vom Ständerat,

Bern, den 4. April 1946.

Der Präsident: Piller.
Der Protokollführer: Ch. Oser.
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